Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2567 


Sachgebiet 9 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Verkehrspolitik 


Die Bundesregierung stellt im Verkehrsbericht 1970 vom 
4. November 1970 fest, eine noch vor drei Jahren besorgnis- 
erregende Entwicklung in der Verkehrs Wirtschaft sei aufge- 
halten oder gebremst, die Ausgangsbasis für eine längerfristige 
Neuordnung des Transportwesens sei geschaffen und damit 
eine Wende in der deutschen Verkehrspolitik eingeleitet wor- 
den. Die tatsächliche Entwicklung in zentralen Problembereichen 
der Verkehrswirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland steht 
in krassem Widerspruch zu dieser Aussage. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 


I. 

1. Die Bundesregierung veranschlagt den Mittelbedarf für das 
Bundesfernstraßenausbauprogramm 1971 bis 1985 auf der 
Preisbasis 1970 mit ca. 150 Mrd. DM. Wie hoch veranschlagt 
die Bundesregierung im gleichen Planungszeitraum den 
Mittelbedarf für den Ausbau 

a) der Landes- und Gemeindestraßen, 

b) des öffentlichen Nahverkehrs, 

c) des Schienennetzes der Deutschen Bundesbahn, 

d) der Wasserstraßen, 

e) der Flughäfen, 

f) der Flugsicherung? 

2. Welches jahresdurchschnittliche reale Wachstum der 
öffentlichen Investitionen wäre jeweils in den genannten 
Verkehrsbereichen erforderlich, um die Bedarfsplanungen 
zu erfüllen? 
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3. Welches jahresdurchschnittliche reale Wachstum der öffent- 
lichen Investitionen jeweils in den genannten Verkehrs- 
bereichen hält die Bundesregierung für finanzierbar? 

4. In welchem Ausmaß hat nach Auffassung der Bundesregie- 
rung die anhaltende inflationäre Entwicklung der Bau- 
kosten und -preise in den Jahren 1970 und 1971 die Finan- 
zierung der Bedarfspläne erschwert? 

5. Geht die Bundesregierung bei der von ihr geplanten An- 
hebung der Mineralölsteuer um 4 Pf/1 einerseits und der 
vorgesehenen Verteilung des Mehraufkommens anderer- 
seits davon aus, 

a) für den Kaufkraftschwund der Jahre 1970 und 1971 in 
diesem Bereich öffentlicher Investitionen auch nur an- 
nähernd einen Ausgleich schaffen zu können, 

b) beim Ausbau der Verkehrswege dem Fernstraßenbau 
nicht mehr Priorität einzuräumen, 

c) den Bundesfernstraßenausbauplan 1971 bis 1985 ins- 
gesamt und insbesondere den 1. Fünf jahresplan 1971 bis 
1975 drastisch reduzieren zu müssen? 

6. Ist noch in dieser Legislaturperiode des Deutschen Bundes- 
tages mit der Fertigstellung des von der Bundesregierung 
seit längerem angekündigten Bundesverkehrswegepro- 
gramms zu rechnen? 


11 . 

7. Wird die Bundesregierung bei ihrer zukünftigen Stadtver- 
kehrspolitik dem Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs 
Priorität einräumen? 

8. Wie steht die Bundesregierung zu den in letzter Zeit in der 
Öffentlichkeit erhobenen Forderungen, den Individualver- 
kehr zugunsten des öffentlichen Verkehrs in den Ballungs- 
gebieten radikal zurückzudrängen? 

9. Wieweit trägt der Individualverkehr gegenwärtig die 
Kosten des Ausbaus des öffentlichen Nahverkehrs in den 
Ballungsgebieten? 

10. Inwieweit kann und soll nach Auffassung der Bundes- 
regierung der Individualverkehr in Zukunft zur Aufbrin- 
gung zusätzlicher Mittel zum Ausbau des öffentlichen Nah- 
verkehrs herangezogen werden? 

11. Hat die Bundesregierung Vorstellungen darüber, wie sich 
in der Bundesrepublik Deutschland, etwa im Planungszeit- 
raum bis 1985, insbesondere unter Berücksichtigung in 
Frage 1. genannter Investitionsprogramme sowie der not- 
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wendigen Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrs- 
sicherheit und des Umweltschutzes im Bereich des Verkehrs 
der durchschnittliche Anteil der Ausgaben 

a) für Unterhaltung und Betrieb des PKW, 

b) des öffentlichen Personenverkehrs 

an den Gesamtausgaben des privaten Verbrauchs ent- 
wickeln wird? 


III. 

12. Was sind nach Auffassung der Bundesregierung die Ur- 
sachen dafür, daß die im Verkehrspolitischen Programm für 
die Jahre 1968 bis 1972 ausgesprochene Befürchtung, die 
im Jahre 1967 veranschlagten Leistungen des Bundes an die 
Deutsche Bundesbahn in Höhe von rd. 2,5 Mrd. DM würden 
ohne weitreichende Maßnahmen bis 1972 auf rd, 5 Mrd. DM 
ansteigen, trotz der in dem Programm getroffenen Maß- 
nahmen bereits im Jahre 1971 eingetreten ist? 

13. Welche konkreten Maßnahmen sollen - unter Berücksich- 
tigung der von der Bundesregierung in der Regierungs- 
erklärung vom 28. Oktober 1969 wie auch im Verkehrs- 
bericht 1970 angekündigten Abnahme der Schuldenlast der 
Deutschen Bundesbahn - die in der Fortschreibung der 
mittelfristigen Finanzplanung ab 1973 fallenden Bundes- 
leistungen an die Deutsche Bundesbahn ermöglichen? 

14. Liegen die Hauptursachen für das rapide ansteigende rech- 
nerische Defizit der Deutschen Bundesbahn nach Auffas- 
sung der Bundesregierung begründet 

a) in fehlerhaften Entscheidungen der Unternehmens- 
führung, 

b) in fehlerhaften verkehrspolitischen Entscheidungen, 

c) in einer unklaren und unzulänglichen Abgeltung poli- 
tischer und betriebsfremder Lasten, 

d) in allgemein wirtschafts- und konjunkturpolitischen Ent- 
scheidungen der Bundesregierung 

oder ist die Bundesregierung nunmehr der Auffassung, daß 
steigende Defizite bei der Deutschen Bundesbahn bei jeder 
möglichen Konstellation unternehmerischer und politischer 
Entscheidungen unausweichlich sind? 

15. In welcher Höhe sind der von der Deutschen Bundesbahn 
ausgewiesene Fehlbetrag des Jahres 1970 (1202 Mio DM) 
und der laut Nachtrag zum Wirtschaftsplan der Bundesbahn 
für 1971 zu erwartende Fehlbetrag (2024 Mio DM) 

a) auf die von der Bundesregierung verfolgte Politik des 
Festhaltens administrativer Preise zurückzuführen. 
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b) vom Unternehmen Deutsche Bundesbahn selbst zu ver- 
antworten? 

16. Was sind nach Auffassung der Bundesregierung die Ur- 
sachen dafür, daß die Deutsche Bundesbahn in den Jahren 

1969 und 1970, also bei anhaltend hoher Konjunktur, nur 
19 bzw. 20,5 ®/o ihrer Gesamterträge investierte, während 
der entsprechende Durchschnittswert für die Jahre 1960 bis 

1970 bei 25®/o und für die Jahre 1960 bis 1965 sogar bei 
29 , 50/0 lag? 

17. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung in Angriff 
nehmen, damit das Unternehmen Deutsche Bundesbahn 

a) wie in der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 
gefordert, nach modernen kaufmännischen Gesichts- 
punkten handeln kann, 

b) im Sinne des neuesten Vorschlages der EG-Kommission 
für eine Gemeinschaftsregelung der finanziellen Bezie- 
hungen zwischen den Eisenbahnen und der Mitglieds- 
staaten „finanziell eigenständig" wird? 

IV. 

18. Besteht für die von der Bundesregierung mehrfach ange- 
kündigte Fortentwicklung der Ordnung des Güterverkehrs- 
marktes im Sinne einer stärkeren Berücksichtigung markt- 
wirtschaftlicher Grundsätze bereits eine Gesamtkonzeption? 

19. In welchem Rahmen hält die Bundesregierung auf lange 
Sicht verkehrsordnende Maßnahmen zur Aufrechterhaltung 
der Funktionsfähigkeit des Güterverkehrsmarktes für er- 
forderlich? 

20. Welche Schlußfolgerungen gedenkt die Bundesregierung 
aus ihrer Ankündigung im Jahres wirtschaftsbericht 1971 
(Ziffer 75) zu ziehen, wonach sie die Tarifpolitik im Güter- 
verkehr stärker nach marktwirtschaftlichen Gesichtspunk- 
ten ausrichten will 

a) hinsichtlich der künftigen Anwendung der Grundsätze 
der Bundesregierung für staatliche Preisregelungen im 
Hinblick auf die wirtschaftspolitischen Ziele (Bundes- 
anzeiger vom 3. Juli 1970), 

b) hinsichtlich der geltenden Tarifbildungs- und Genehmi- 
gungsvorschriften? 


Bonn, den 16. September 1971 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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